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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Parkgebührengesetz-Novelle 2017 

 

 

Gesetz vom 4. März 1988 über die Erhebung einer Gemeindeabgabe für das Abstellen 

von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (Oö. Parkgebührengesetz) 

 

 

 

§ 1 

(1) Die Gemeinden werden nach Maßgabe dieses Gesetzes ermächtigt, durch 

Verordnung des Gemeinderates eine Abgabe (Parkgebühr) für das Abstellen von 

mehrspurigen Kraftfahr-zeugen in Kurzparkzonen (§ 25 der Straßenverkehrsordnung 1960 - 

StVO 1960) für die nach den straßenpolizeilichen Vorschriften zulässige Parkdauer 

auszuschreiben. 

(1) Die Gemeinden werden nach Maßgabe dieses Gesetzes ermächtigt, durch Beschluß 

des Gemeinderates eine Abgabe (Parkgebühr) für das Abstellen von mehrspurigen 

Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159, 

in der jeweils geltenden Fassung - StVO 1960) für die nach den straßenpolizeilichen 

Vorschriften zulässige Parkdauer auszuschreiben.  

(2) Als Abstellen im Sinne dieses Gesetzes gelten das Halten und Parken gemäß § 2 

Abs. 1 Z 27 und 28 StVO 1960. 

(3) Die nach Abs. 1 bestimmten Gebiete (gebührenpflichtige Kurzparkzonen) sind nach 

den entsprechenden straßenpolizeilichen Vorschriften als solche zu kennzeichnen. 

(4) Die Verordnung gemäß Abs. 1 hat zu enthalten: 

 1. die Höhe der Parkgebühr pro Zeiteinheit; 

 2. die Zeit, innerhalb der das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen 

gebührenpflichtig ist; 

 3. eine planliche Darstellung des örtlichen Geltungsbereichs der Parkgebührenpflicht; 

 4. eine Angabe, mit welchen Verkehrszeichen die Parkgebührenpflicht kundgemacht 

wird; 

 5. die Angabe der Ausnahmen (Befreiungen) von der Parkgebührenpflicht; 

 6. die Art (Arten) der Entrichtung der Parkgebühr einschließlich der Anordnungen an die 

Fahrzeuglenkerinnen und Fahrzeuglenker, welche Kurzparknachweise entsprechend 

der Kurzparkzonen-Überwachungsverordnung zur Überwachung der 

Abgabenentrichtung zu verwenden sind. 

 

§ 2 

(1) Zur Entrichtung der Parkgebühr ist die Fahrzeuglenkerin bzw. der Fahrzeuglenker 

verpflichtet. 

(1) Zur Entrichtung der Parkgebühr ist der Lenker verpflichtet. 

(2) Die Abgabenbehörde und jene Behörde, die zur Ahndung einer 

Verwaltungsübertretung nach § 6 zuständig ist, können Auskünfte darüber verlangen, wer 
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ein nach dem Kennzeichen bestimmtes mehrspuriges Kraftfahrzeug zuletzt vor einem 

bestimmten Zeitpunkt gelenkt und in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone oder auf einem 

gebührenpflichtigen Parkplatz abgestellt hat. Diese Auskünfte, welche den Namen, das 

Geburtsdatum und die Anschrift der betreffenden Person enthalten müssen, hat der 

Zulassungsbesitzer, wenn dieser geschäftsunfähig oder beschränkt geschäftsfähig ist, sein 

gesetzlicher Vertreter, oder jeder, der einem Dritten das Lenken eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeugs überlässt, zu erteilen. Können diese Personen die Auskunft nicht erteilen, 

haben sie die Person zu benennen, die die Auskunft erteilen kann; diese trifft dann die 

Auskunftspflicht. Die Angaben des Auskunftspflichtigen entbinden die Behörde nicht, diese 

Angaben zu überprüfen, wenn dies nach den Umständen des Falles geboten scheint. Die 

Auskunft ist unverzüglich, im Fall einer schriftlichen Aufforderung innerhalb von zwei Wochen 

nach deren Zustellung zu erteilen. Wenn eine solche Auskunft ohne entsprechende 

Aufzeichnungen nicht gegeben werden könnte, sind Aufzeichnungen zu führen.  

§ 3 

(1) Die Zeiteinheit für die Bemessung der Parkgebühr ist eine halbe Stunde. In der 

Verordnung kann auch eine kürzere Zeiteinheit als eine halbe Stunde einer entsprechend 

geringeren Gebühr unterworfen werden. Sie darf für das Abstellen von Fahrzeugen, die für 

den Bund, eine andere Gebietskörperschaft oder einen Gemeindeverband zugelassen sind, 

ausgenommen Personenkraftwagen, nicht niedriger als mit 40 Cent und nicht höher als mit 

1 Euro für jede angefangene halbe Stunde festgesetzt werden. 

(1) Die Höhe der Parkgebühr ist durch Verordnung des Gemeinderats festzusetzen. Sie 

darf für das Abstellen von Fahrzeugen, die für den Bund, eine andere Gebietskörperschaft 

oder einen Gemeindeverband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen, nicht 

niedriger als mit 22 Cent und nicht höher als mit 73 Cent für jede angefangene halbe Stunde 

festgesetzt werden. In der Verordnung kann auch eine kürzere Zeiteinheit als eine halbe 

Stunde einer entsprechend geringeren Gebühr unterworfen werden. 

(2) Die Landesregierung kann das im Abs. 1 genannte Mindest- und Höchstausmaß der 

Parkgebühr entsprechend dem vom Österreichischen Statistischen Zentralamt 

kundgemachten Verbraucherpreisindex 2015 oder einem an seine Stelle tretenden Index, 

bezogen auf den Monat des Inkrafttretens dieses Gesetzes, durch Verordnung ändern. Dies 

hat erst zu erfolgen, wenn das Ausmaß der Änderung 20 % gegenüber den bisher 

maßgebenden Beträgen beträgt. 

 (2) Die Landesregierung hat das im Abs. 1 genannte Mindest- und Höchstausmaß der 

Parkgebühr entsprechend dem vom Österreichischen Statistischen Zentralamt 

kundgemachten Verbraucherpreisindex 1986 oder einem an seine Stelle tretenden Index, 

bezogen auf den Monat des Inkrafttretens dieses Gesetzes, durch Verordnung zu ändern. 

Dies hat erst zu erfolgen, wenn das Ausmaß der Änderung 20 v.H. gegenüber den bisher 

maßgebenden Beträgen beträgt. 

(3) Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung kann die Gemeinde mit den 

Abgabepflichtigen Vereinbarungen über die Höhe und die Form der zu entrichtenden Abgabe 

treffen. Hiebei können insbesondere Pauschalierungsvereinbarungen und Vereinbarungen 

über die Fälligkeit abgeschlossen werden; durch solche Vereinbarungen darf der 

durchschnittlich zu erwartende Abgabenertrag nicht beeinträchtigt werden. In dieser 
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Vereinbarung ist vorzusehen, daß der Abgabepflichtige sie mit Wirkung für die Zukunft lösen 

kann, wobei eine pauschal entrichtete Gebühr anteilig zu verrechnen ist.  

§ 4 

(1) Bei der Vorschreibung der Art der Entrichtung der Parkgebühr und der zu 

verwendenden Kurzparknachweise ist auf eine möglichst einfache Handhabung für die 

Fahrzeuglenkerin bzw. den Fahrzeuglenker und einen möglichst geringen 

Verwaltungsaufwand Bedacht zu nehmen. 

(2) Die Parkgebühr ist, sofern die Verordnung nichts anderes bestimmt, bei Beginn des 

Abstellens des Kraftfahrzeuges fällig. 

§ 4 

(1) Die Art der Entrichtung der Parkgebühr und die zu verwendenden 

Kontrolleinrichtungen hiefür sind durch Verordnung des Gemeinderates festzulegen. Es ist 

dabei auf eine einfache Handhabung für den Fahrzeuglenker und einen möglichst geringen 

Verwaltungsaufwand Bedacht zu nehmen. 

(2) Die Parkgebühr ist bei Beginn des Abstellens fällig. 

§ 5 

(1) Für das Abstellen folgender mehrspuriger Kraftfahrzeuge darf 

keine Parkgebühr ausgeschrieben und festgesetzt werden:   1. 

Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen Dienst gemäß §§ 26 

und 26a StVO 1960;    2. Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr gemäß § 27 

StVO 1960;   3. Fahrzeuge, die von Ärzten bei 

einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen mit 

einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind;   4. Fahrzeuge, die von 

Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt zur Durchführung solcher 

Pflege gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5a 

StVO 1960 gekennzeichnet sind;   5.   Fahrzeuge, die von Inhabern eines Parkausweises für 

Behinderte gemäß § 29b StVO 1960 abgestellt oder in denen solche Personen befördert 

werden, sofern die Fahrzeuge beim Abstellen mit diesem Ausweis gekennzeichnet sind; 5. 

Fahrzeuge, die von dauernd stark gehbehinderten Personen abgestellt werden oder in 

denen solche Personen gemäß § 29b Abs. 3 StVO 1960 befördert werden, wenn die 

Fahrzeuge mit dem Ausweis gemäß § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind;   

6. Fahrzeuge, die lediglich zum Zweck des Aus- und Einsteigens von Personen oder für die 

Dauer der Durchführung einer Ladetätigkeit halten. 

(2) Die Gemeinde kann durch Verordnung weitere Ausnahmen von der Abgabepflicht der 

Parkgebühr gemäß § 1 Abs. 1 bestimmen, sofern diese nicht Rechtsvorschriften oder 

allgemeinen Rechtsgrundsätzen widersprechen. 

§ 5b 

(1) Zu besonderen Aufsichtsorganen gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 können nur 

eigenberechtigte österreichische Staatsbürger bestellt werden, die 

 1. die erforderliche gesundheitliche Eignung (Abs. 2) sowie Verläßlichkeit (Abs. 3) 

besitzen, 

 2. mit den Aufgaben ihres öffentlichen Amtes vertraut sind und die damit verbundenen 

Rechte und Pflichten kennen (Abs. 4). 
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Auf die Bestellung besteht auch bei Erfüllung der Voraussetzungen kein 

Rechtsanspruch. 

(2) Die gesundheitliche Eignung ist durch ein amtsärztliches Zeugnis nachzuweisen. 

Dieses darf im Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als vier Wochen sein. 

(3) Die erforderliche Verläßlichkeit ist nicht (mehr) als gegeben anzusehen, wenn 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß das Aufsichtsorgan von seinen Befugnissen in 

einer den Bestimmungen dieses Landesgesetzes nicht entsprechenden Weise Gebrauch 

machen wird. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn diese Person wegen einer 

vorsätzlich begangenen gerichtlich strafbaren Handlung zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 

drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt wurde, wenn die 

Verurteilung noch nicht getilgt ist oder zumindest nicht der beschränkten Auskunft aus dem 

Strafregister (§ 6 Tilgungsgesetz 1972, BGBl. Nr. 68, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. Nr. 599/1988) unterliegt und wenn nach der Eigenart der strafbaren 

Handlung und nach der Persönlichkeit des Verurteilten seine Verläßlichkeit in Zweifel 

gezogen werden muß.  

(4) Vor der erstmaligen Bestellung hat sich die Behörde vom Vorliegen der 

Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 durch eine eingehende Befragung über die für die 

Ausübung der Tätigkeit maßgebenden Rechtsvorschriften zu überzeugen; die 

Aufsichtsorgane haben bei Antritt ihres Amtes vor der Behörde die gewissenhafte Erfüllung 

der mit dem Amt verbundenen Pflichten zu geloben. 

§ 6 

(1) Wer 

 a) durch Handlungen oder Unterlassungen die Parkgebühr hinterzieht oder verkürzt bzw. 

zu hinterziehen oder zu verkürzen versucht oder 

 b) den Geboten des § 2 Abs. 2 oder den Geboten oder Verboten der auf Grund dieses 

Landesgesetzes erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 

Geldstrafe bis zu 220 Euro zu bestrafen.  

(2) Bei allen gemäß Abs. 1 mit Strafe bedrohten Verwaltungsübertretungen können mit 

Organstrafverfügung im Sinn des § 50 Verwaltungsstrafgesetz (VStG) 1991 Geldstrafen bis 

zu 36 Euro eingehoben werden. 

(2) Bei allen gemäß Abs. 1 mit Strafe bedrohten Verwaltungsübertretungen können mit 

Organstrafverfügung Geldstrafen bis zu 36 Euro eingehoben werden.  

(3) Wer das im § 5c vorgesehene Dienstabzeichen bzw. den Dienstausweis oder diesem 

verwechselbar ähnliche Gegenstände unbefugt oder mißbräuchlich führt oder verwendet, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 

Geldstrafe bis 2.200 Euro zu bestrafen. Unbefugt geführte Dienstabzeichen, Dienstausweise 

oder Gegenstände, die einer solchen Übertretung zugrunde liegen, sind für verfallen zu 

erklären.  

(4) Bei den nach § 6 Abs. 1 lit. a mit Strafe bedrohten Verwaltungsübertretungen können, 

wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 

 1. die Strafverfolgung der Lenkerin bzw. des Lenkers aus in ihrer bzw. seiner Person 

gelegenen Gründen offenbar unmöglich oder wesentlich erschwert sein werde oder 
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 2. die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung einen Aufwand verursachen könnte, 

der gemessen an der Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsguts und der 

Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat unverhältnismäßig wäre, 

die Organe gemäß §§ 5a und 8 dieses Gesetzes technische Sperren an das Fahrzeug 

anlegen, um die Lenkerin bzw. den Lenker am Wegfahren zu hindern. Die Lenkerin bzw. der 

Lenker ist mit einer an jeder Tür, die zum Lenkersitz Zugang gewährt - wenn dies nicht 

möglich ist, sonst auf geeignete Weise -, anzubringenden Verständigung auf die 

Unmöglichkeit, das Fahrzeug ohne Beschädigung in Betrieb zu nehmen, hinzuweisen. Diese 

Verständigung hat in deutscher Sprache sowie in jener Sprache zu erfolgen, die die Lenkerin 

bzw. der Lenker vermutlich versteht, und einen Hinweis auf die zur Durchführung des 

Strafverfahrens zuständige Behörde zu enthalten. Eine solche Sperre ist unverzüglich 

aufzuheben, sobald das gegen die Lenkerin bzw. den Lenker des Fahrzeugs einzuleitende 

Verfahren abgeschlossen und die verhängte Strafe vollzogen ist oder eine Sicherheit gemäß 

§§ 37 und 37a VStG geleistet wurde.  

 


